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Blutige 5uſammenſtöße in
Keueſte Tagesnachrichten

x Der ſächſiſche Miniſterpräſident Dr. Grad-
mauer hat Dr. Reinhold Leipzig zum Finanz-
miniſter ernannt.

Der Rat des Völkerbundes iſt zum 9. April nach
Paris einberufen.

Vom 12. April ab erhalten die in Großbritannien
ankommenden Fremden Aufenthaltsbewilligung für
zwei Monate, anſtatt, wie bisher, für einen Monat.

Verbot der Einwohnerwehren
Berlin, 7. April.

Der General Nollet hat in ſeiner h Präſident der interalliierten militäriſchen Kontrollkommiſſion der
deutſchen Regierung eine Note überreicht, in der es heißt:

Es iſt Vermerk genommen worden von dem Datum des
10. April 1920 für die Auflöſung der Reichswehr-
freiwilligen.

Was die Einwohnerwehren anbelangt, ſo legt die
interalliierte Kontrollkommiſſion Wert darauf, die folgenden
Punkte zu präjziſieren:

Die Einwohnerwehren können, trotzdem ſie ſich mit dem
Charakter als Reichszivilorganiſationen zu um-
kleiden verſuchen, nicht mehr geſtattet werden, welches auch
immer ihre Rolle für die Aufrechterhaltung der Ordnung im
Innern ſein mag, da ihre Bewaffnung, ihre Eingliederung und
Stärke unbeſtreitbar eine Mobiliſation begünſtigen, die durch
den Friedensvertrag verboten iſt, und da die Ein wohner-
wehren im Widerſpruch zu den Beſtimmungen der
Artikel 156, 166, 176, 177 und 178 des Friedensvertrages
ſtehen.

Die Note ſagt dann weiter, daß der 10. April 1920 als
äußerſte Grenze für die Ausführung der Entſcheidung des
1. Dezember 1919, beſtimmt iſt.

Geßler über die Umbildung der Reichswehr
Berlin, 7. April.

Reichsminiſter Geßler hielt heute vor Vertretern der
Preſſe einen Vortrag darüber, in welcher Weiſe er die
Reichswehr zu reorganiſieren beabſichtigt. Jm weſentlichen
beſchränkte ſich der Reichswehrminiſter darauf, ſeine ſchon in
der Nationalverſammlung gehaltene Programmrede kurz
zuſammengefaßt zu wiederholen und nochmals als ſeine
Hauptaufgabe zu betonen die Truppen in die Kaſernen
zurückzuführen, um dann den Neuaufbau mit Ruhe voll
ziehen zu können. Zurzeit läßt ſich die Reorgani-
ſation noch nicht durchführen, da ein Teil der
Truppen ſich auf dem Marſche befindet und infolgedeſſen
eine Unterſuchung unmöglich iſt. Ein anderer Teil der
Truppe hat gemeutert und ihre Offiziere in Schutzhaft
geſetzt. Auch hier muß erſt Remedur geſchaffen werden. Jm
übrigen gab der Miniſter als Hauptziel ſeines Wirkens die
baldige Aufhebung des Belagerungszuſtandes an. Jn
Thüringen iſt dies bereits geſchehen, in anderen
Gegenden ſteht das bevor. Ferner ſoll künftighin bei Ver
hängung des Belagerungszuſtandes die Aus-
übung der vollziehenden Gewalt nicht mehr den Militär
perſonen, ſondern einem dazu beſtellten Zivilkommiſſar
übertragen werden. Jntereſſant war, was der Herr Reichs
wehrminiſter über die geradezu ſkandalöſen Ver
hältniſſe in der Marine mitzuteilen wußte. Danach be
findet ſich in Wilhelmshaven und in Kiel nicht ein einztger
Offizier mehr im Dienſt, ſämtliche Befugniſſe der höheren
Dienſtſtellen werden von Deck- und Unteroffizieren wahr
genommen. Was dabei herauskommt, kann ſich wohl jeder
ausmalen, der die Schwierigkeit der Dienſtverhältniſſe
einigermaßen überſieht. Jn Wilhelmshaven waren bekannt
lich die Offiziere in Schutzhaft genommen worden, auch in
Kiel hatten die Unteroffiziere in dieſer Weiſe gehauſt und
erſt nachträglich iſt es zu einer Abſtimmung gekommen, in
der etwa ein Drittel des Offizierkorps wieder in ihre Stellen
eingeſetzt werden ſollten. Selbſtverſtändlich haben jedoch
dieſe hetreffenden Offiziere ſoviel Kameradſchaftsgefühl ge
habt, für die „Ehre“ zu danken.

Jn die Poſe des ſtarken Mannes kam der Herr Reichs
wehrminiſter, als er die Verhältniſſe bei der Brigade Ehr-
hardt beſprach. Hier betonte er ausdrücklich, daß die Brigade
in ein iſoliertes Truppenlager gebracht würde, damit ſie
dort mit Güte oder, wenn dies nicht ginge, mit Gewalt ent
woffnet werden ſollte. Es ſei dies der feſte Wille der Re
gierung. Jn einem bezeichnenden Gegenſatz zu dieſer
Heldenpoſe ſtand die Antwort des Herrn Geßler auf eine
Zwiſchenfrage, was denn mit den Eiſenbahnern geſchehe
welche den Abtransport der Brigade nach dem Lockſtedter
Lager verhindert hatten. Der Herr Reichswehrminiſter
wußte darauf keine andere Antwort zu geben, als daß die
Regierung ſich über dieſe Frage „den Kopf zerbreche“. Es
wird alſo auch hier wieder mit zweierlei Maß gemeſſen. Die
Herren Arbeiter dürfen um Gotteswillen nicht zu hart an
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FSarbige Truppen feuern auf die Siviliſten Sieben Tote und zahl-
reiche Verwundete unter der Bevölkerung. Ein Ultimatum der
Alliierten an Frankreich wegen 5urückziehung der Beſatzungstruppen?

Von unſerem hf.-Sonderberichterſtatter.)
Frankfurt a. M., 7. April.

Die Aufregung in der Stadt hat ſtark zugenommen.
Bereits vormittags fanden leichte Zuſammenſtöße
zwiſchen Beſatzungstruppen und Ziviliſten ſtatt, ſo vor allem
vor dem Hauptpoſtamt, das durch afrikaniſche Truppen vollſtän
dig beſetzt iſt. Um 2 Uhr mittags kam es zu einem blutigen
Zwiſchenfall an der Hauptwache. Die farbigen Truppen,
die ſich durch das Gejohle und durch das Pfeifen der ange
ſammelten Menge ſehr gereizt fühlten, feuerten plötzlich aus
einem Maſchinengewehr mehrere Schüſſe in die Menſchenmenge.

7 Tote und zahlreiche Verwundete blieben auf dem
Platz. Die ſchwarzen Truppen zogen dann nach dem Weſten
ab, begleitet von den Verwünſchungen und Drohungen der
äußerſt aufgeregten Menge, die von den einheimiſchen Schutz
leuten nach Möglichkeit beſchwichtigt wird. Während dieſer Zeit

überflog ein Geſchwader von franzöſiſchen Flie-
gern die Stadt. Der Grundzug der Erregung ſoll insbeſondere
in der Tatſache liegen, daß die Franzoſen zur Beſatzung in der
Hauptſache farbige Truppen verwendet haben.

Gerüchtweiſe verlautet, daß die Alliierten an Frauk-
reich ein Ultimatum geſtellt haben, in dem ſie die
Zurückziehung der Beſatzungstruppen bis heute
abend 6 Uhr verlangten. Nach einem anderen Gerücht ſoll nur

Wilſon ein derartiges Ultimatum an Frankreich
gerichtet haben. Dieſe Gerüchte werden verſtärkt durch die Tat-
ſache, daß die franzöſiſchen Beſatzungstruppen in verſchiedenen
Drupps durch die Stadt ziehen, was den Anſchein erweckt, als
wären ſie ſchon im Begriff, Frankfurt zu verlaſſen.
Der Telephonverkehr iſt wieder aufgenommen
worden.

Paris, 7. April.
„Havas“ meldet aus Mainz:
Am Mittwoch morgen 6 Uhr iſt Homburg von den

franzöſiſchen Truppen beſetzt worden.

Die beſetzte neutrale Zone
Darmſtadt, 7. April.

Jn Frankfurt, Darmſtadt und Hanau hat wäh-
rend des ganzen geſtrigen Tages der Einmarſch der fran-
söſiſchen Truppen fortgedauert. Auch in Offen-
bach und im Kreiſe Königſtein ſind franzöſiſche Sireit
kräfte einmarſchiert. Die Geſamtſtärke der eingezogenen Truppen
wird auf 25 000 bis 30 000 Mann beziffert, allein in Frankfurt
iſt faſt ein kriegsſtarkes Armeekorps mit dem geſamten Troß
eingezogen. Jnfanterieregimenter, Artillerie und Kavallerie,
ſowie Maſchinengewehrkolonnen und ein Tankgeſchwader bewegten ſich bis nachmittag durch die Hauptjrahen der Stadt,
welche abgeſperrt waren und in denen auch der Verkehr der
Straßenbahn nicht möglich war. Zwiſchenfälle haben ſich,
ſoweit bisher bekannt, nicht ereignet, da die Bevölkerung
außerordentlich korrekt und ſehr zurückhaltend ſich verhielt. Die
Truppen wurden nach den Kaſernen geleitet, die einige Stunden
zuvor von den Reichswehrregimentern geräumt worden waren.

Jm Laufe des Tages fanden Verhandlungen ſtatt
zwiſchen dem Kommandanten der Beſatzungstruppen und dem
Magiſtrat von Frankfurt. Dieſem letzteren wurde der Auftrag
erteilt, für genügende Unterkunftsräume der Beſatzung und Ver
pflegung der Truppen Sorge zu tragen. Auch mußte ſich der
Oberbürgermeiſter für die Ruhe und Sicherheit der Stadt ver-
bürgen. Privatquartiere wurden ſchon nachmittags in
größerem Umfange in Anſpruch genommen. Ebenſo ſind mehrere
große Hotels von der Veſatzungsbehörde für die Unter-
bringung der Offiziere mit Beſchlag belegt worden.
Mearſchall Foch und General Degoutte, der Oberkomman-

dierende der Rheinarmee, werden heute in Frankfurt erwartet.
Wie ich weiter höre, ſetzen ſich die Beſatzungsſtreitkräfte zu einem
großen Teile, in Darmſtadt ſogar faſt ausſchließlich aus far
bigen Truppen (Marokkanern und Senegalnegern) zuſammen,
die ſchon in aller Stille in der Rheinpfar z, im Rheinland
und Elſaß in den Oſtertagen zuſammenge zogen waren.
Dies geht daraus hervor, daß ſeit geſtern in Ludwigshafen, Zwei
brücken, Landau, Mainz und Wiesbaden die dortigen Beſatzungen
erheblich vermindert wurden, bezw. daß ſie für den Einmarſch
in die neutrale Zone verwandt wurden.

Die Unterbindun des Eiſenbahnverkehrs
zwiſchen Frankfurt und den übrigen ſüddeutſchen
Städten muß als hart empfunden werden. Die Poſt iſt aus-
geblieben, und ebenſo iſt die Abreiſe vieler Perſonen aus Frank
furt zurzeit nicht möglich. Die Behörden arbeiten jetzt unter der
Kontrolle der franzöſiſchen Beſatzu ung, welche die
Zuſicherung gab, daß ſowohl die Regierungsſtellen wie die Be
amten unbehelligt in ihrer Tätigkeit bleiben könnten, ſich aber
unbedingt allen Anordnungen der Beſatzungsbehörden fügen
müßten. Die Briefzenſur iſt eingeführt, ebenſo die Vor
zenſur der Zeitungen, die heute aber erſcheinen ſollen, mit Aus
nahme der „Frankf. Zta.“ Erſcheinen noch ren
bot on blarbe.

Jn Darmſtadt hat der Ortskommandeur ſich im Schloſſe ein
emietet, dort ſind auch alle öffentlichen Gebäude von denHrangofen beſetzt worden.

Jn einer neuen Kundgebung an die Bevölkerung ar
die Oberbürgermeiſter der beſetzten Städte die Bevölkerung, Ruhe
und Ordnung zu halten und ermahnen ſie, unüberlegte Hand
lungen gegen Beſatzungstruppen und Behörden zu vermeiden.

Proteſt der Stadt Frankfurt
Frankfurt a. M., T. April.
Mehrheitsparteien

Degoutte folgenden
Die

überreichten

Proteſt:
Die Bevölkerung Frankfurts, vertreten durch die

Abgeordneten der drei Mehrheitsparteien, die die Regierung der
Deutſchen Republik bilden, erheben in Uebereinſtimmung mit
dem Magiſtrat Ein e gegen die ungerechte Beſetzung der
Stadt durch franzöſiſche Truppen. Die zur Rechtfertigung der
Beſetzung angeführten Gründe widerſprechen durchaus den tat
ſächlichen Verhältniſſen. Die Regierung der Deutſchen Republik
folgte bei der Beſetzung des Ruhrgebiets keineswegs dem Drucke
einer beſtehenden Partei, nachdem ſie eben erſt mit Hilfe der
großen Mehrheit des Volkes den militäriſchen Mächten des alten
Regimes einen vernichtenden Schlag beigebracht hatte. Sie war
aber gezwungen, die Reichswehr in das Ruhrgebiet einrücken zu
laſſen, um Leben und Freiheit der Bevölkerung
gegen räuberiſche Banden zu ſchützen und die Kohlenbergwerke
egen eine drohende Zerſtörung ſicherzuſtellen. Es darf kein

Zweifel beſtehen, daß die Polizeitruppe der Entente aus dem
neutralen Teil des Ruhrgebiets zurückgezogen wird, ſobald die
räuberiſchen Banden niedergeworfen und die Ordnung wieder-
hergeſtellt iſt und ihre Aufrechterhaltung dem gewöhnlichen
Sicherheitsorganen wieder überlaſſen werden kann. Die Zu
ſicherung des franzöſiſchen Oberkommandos,daß die franzöſiſchen Truppen nur zu vorübergehender
Beſetzung nach Frankfurt kommen und daß ſie ſich jedes Ein
griffes in die Rechte der Zivilbevölkerung enthalten, muß
erfüllt werden, und die Bevölkerung erhebt daher entſchie-
denen Proteſt gegen die. Verlängerung des Belagerungszuſtandes,
die Aufhebung der Preſſefreiheit und die Verletzung der ver-
faſſungsmäßigen Rechte.

Eine franzöſiſche Note an Kmerika
Paris, 7. April.

„Agence Havas“ meldet aus Waſhigton: Der fran
zöſiſche Botſchafter Juſſerand übergab am Montag die fran-
zöſiſche Note, in welcher die Regierung der Vereinigten

Abgeordneten der
heute dem General

Staaten um ihre Meinungsäußerung zur Beſetzung von
Städten des rechten Rheinufers erſucht wird.

Jn unterrichteten Kreiſen heißt es, von der Regierung ſei
darauf bis jetzt noch keine Antwort gegeben worden. Es
ſei auch wenig wahrſcheinlich, daß eine ſolche überhaupt erfolgen

werde. Die Haltung Amerikas ſei nur die eines
Beobachters, den die Ereigniſſe intereſſieren. Die Ver
einigten Staaten ſehen in dem Vormarſch
deutſcher Truppen im Ruhrrevier keine Kom
plikationen unter der Bedingung, daß die Truppen wieder
zurückgezogen würden, ſobald die normale Lage wieder her
geſtellt ſei.

Haag, 7. April.
Aus Waſhington wird berichtet: Jn Amerika folgt

man dem Aufmarſch der Reichswehrtruppen im Ruhrgebiet und
dem franzöſiſchen Beſchluß, weitere Städte zu
beſetzen, mit großer Aufmerkſamkeit. Das öffentliche Jnter-
eſſe gilt vor allem der Erwägung, daß amerikaniſche
Truppen zur Beſetzung notwendig ſein könnten. Die Poli-
tiker ſuchen aus der Lage, beſonders im Zuſammenhang mit der
noch ſchwebenden Frage des Friedensvertrages, Kapital zu
ſchlagen. Die Repüblikaner erklären, der Senat werde beſtimmt
Maßnahmen treffen, um die Verwendung amerikaniſcher Trup-

'pen zu verhindern.
„Journal“ gibt eine Waſhingtoner Meldung des Exchange.

Telegraph wieder, wodurch in Waſhington erklärt wird, daß die
Möglichkeit beſtehe, daß die Vereinigten Staaten an Frankreich
eine Note richten, in der ſie um Mitteilung bitten, wie weit
dieſes in Deutſchland einzudringen die Abſicht habe, und inwie
weit die Gerüchte begründet ſind, die Frankreich die Abſicht
zuſchreiben, die Zonen zu beſetzen. die jetzt von engliſchen und
amerikaniſchen Truppen beſetzt ſind, Köln und Koblenz in
begriffen.

Andrerſeits ſagt der Korreſpondent des „Daily Chronicle
in New-York, daß die Drohung Frankreichs,
Frankfurt und andere Rheinſtädte zu beſetzen, in Waſhing
ton ſehr ungünſtig beurteilt wird. Man erklärt, daß
die Haltung Frankreichs die von Herrn Wilſon in einem
Briefe an Senator Hitchcock erhobene Anklage rechtfertigt.
iſt ganz offenſichtlich, daß die Militärpartei in Frank
reich völlig die Oberhand hat. Vräſident Wilſon b
trachtet die Entſendung deutſcher Trupren in das Ruhrgebiet
nicht als Verletzung des Friedensdertrags. Seiner Anftc ma
M Denefſchland du d Rewendighe. d O



e zu müſſen, völlig berechtigt, dieſe Maß
nahme zu ergreifen. Man verſichert, daß die Vereinigten
Staaten bereits Deutſchland ihren Standpunkt in dieſer An

jelegenheit mitgeteilt hätten.

Stimmen des Kuslandes
Paris, 7. Aprik.

ZIJsrn einem in verſchiedenen Blättern veröffentlichten
Zirkulartelegramm Millerands an die Ver

ünden heißt es:
„Die Situation, die durch die brüske Offenſive der deut

ſchen Truppen vom Ruhrgebiet geſchaffen worden iſt, zwingt
die franzöſiſche Regierung, militäriſche Maß
nahmen ins Auge zu faſſen, deren Ausführung nicht ver
ſchoben werden kann. Dieſe Maßnahmen haben als einzigen
Zweck, Deutſchland zum Reſpekt des Vertrages zurückzu-
bringen. Sie haben lediglich den Charakter des
Zwanges und der Vorſicht“

Der Pariſer Korreſpondent des Amſterdamer „Handels
Aadet“ berichtet über die Stimmung in Paris. Die
Frage, die alles beherrſcht, ſei augenblicklich die, ob die franzö

ſſſche Aktion iſoliert bleiben wird oder ob die Alliierten ſie unter
en werden. Journaliſten gegenüber hat Millerand mit

einem optimiſtiſchen Lächeln erklärt: England hat den Sieg er
gielt, Frankreich auch! Sie werden ſehen, wie gut alles ablaufen
wird. Die franzöſiſchen Blätter erwähnen jedoch die engliſche
Anſicht, daß Frankreich nicht hätte auf Fauſt handeln
ollen. „Echo de Paris“ erwartet von den Bundesgenoſſen nicht

die paſſive Gutheißung einer vollzogenen Tatſache, ſondern die
h vertrauensvolle Mitarbeit. Um ſo peinlicher wirken die ver

ſchiedenen aus New-York und Waſhington vorliegenden
Telegramme, die von Wilſons Plänen ſprechen, nicht
nur gegen die franzöſiſche Beſetzung zu prote
ſtieren, ſondern eine Erklärung über die weileren Abſichten

in Paris zu fordern.
Amſterdam, 7. April.

4 „Telegraaf“ meldet aus Paris, daß die Haltung der
Bundesgenoſſen gegenüber dem Vorrücken der fran-

en Truppen noch nicht geklärt hat. Die Berichte aus
talien ſind nicht ſehr günſtig. Die italieniſche Regierung ſoll die franzöſiſche bereits haben wiſſen laſſen, daß ſie

v e sverſuche lieber geſehen hätte als mili-
täri aßnahmen. Die Berichte aus Waſhington ſind

ebenfalls wenig befriedigend. Auf die direkte UnterſtützungRAnerikas hat Fran reich auf keinen Fall zu rechnen. Sogar von

der belgiſchen Regierung erwartet man nicht, daß ſie
er den Beſchlüſſen Frankreichs zuſtimmen wird. Der

o ratiſe Berichterſtatter des Londoner „Evening Standard“
ſchreibt, die Beſetzung Frankfurts und Darmſtadts habe eine
ernſte Lage geſchaffen, die in hohen politiſchen Kreiſen
piel Sorge wecke.
e Scho de Paris“ bringt ein Jnterview Millexrands mit einem
Redakteur der „United Preß“, in dem geſagt wird: Wir können

es nicht dulden, daß ſich eine feindliche Armee vor unſeren
Toren befindet. Jch denke übrigens, daß die Amerikaner

das verſtehen werden. Sollte es notwendig werden, Truppen
einmarſchieren zu laſſen, ſo hoffe ich, daß das amerikaniſche
Rheindetachement an dieſer Aktion teil nimmt. Da

der Frieden von Amerika noch nicht ratifiziert iſt, iſt dies aller
dings gewiß nicht dazu verpflichtet. Jch will alſo auf dieſem

e nicht beſtehen. Deutſchland hat die beiden für die Sicher
t Frankreichs wichtigſten Artikel des Vertrages verletzt. Dieſe

Tatſache t übrigens ſo wichtig,
franzöſiſch-engliſch- amerikaniſchen Defenſiv-
bündnis vorgeſchlagen iſt, die Amerika und England
verpflichtet, Frankreich ſofort zu Hilfe zukommen, falls Deutſchland Artikel 42 und 44 verletzte. Der
Vertrag iſt der Anſicht, daß dieſe Handlungsweiſe genügt, um
keine anderen Provokationen noch zu erwarten.

Bern, 7. April.
Die Schweizer Preſſe urteilt über den franzöſiſchen

Vormarſch im allgemeinen dahin, daß die Rechtslage an-
geſichts der Paragraphen 42 bis 44 durchaus klar, aber
andrerſeits ebenſo klar ſei, daß der deutſche Einmarſch
in das Ruhrgebiet mit einem eventuellen feindlichen Aufmarſch
gegen Frankreich nichts zu tun habe.

Wer bezahlt?
Paris, 7. April.

Marcel Hukin berichtet im „Echo de Paris“: Millerand
Hat die Frage, wer den Vormarſch und die Beſetzung deutſcher

Städte bezahlen wird, wie folgt beantwortet: Deutſchland
das iſt ſelbſtverſtändlich, da dieſes uns durch ſeine

Haltung zu dieſer Maßnahme zwingt. Die Engländer
haben den Deutſchen alles genommen, was ihre Sicherheit ver

daß eine Klauſel im

(Nachdruck verboten.)l Bis in das Elend.
Ein Kampf um das Deutſchtum.

Von Max Treu- Halle.
15. Dezember 1865.

Ringsum Winter! Hoch herab von den ewigen Bergen
iſt er in Schnee und Eis gehüllt zu uns geſtiegen, und ſeine

Herrſchaft iſt keine ſanfte. Fußhoch liegt der Schnee, und
M durch die Lüfte zieht ein klingender Froſt, der die Bäume
draußen in den Wäldern krachen läßt. Aber man kennt den

grimmigen Herrn hier ſchon und hat ſich vorgeſehen. Große
mächtige Kachelöfen in den Stuben laſſen ſeiner Laune

lachen, und meine Schulkinder, Buben wie Mädchen, ziehen
M Pelzkappen über die Ohren und Pelzfäuſtlinge über die
GHiände, und dann tummeln ſie ſich draußen in der klaren
Winterluft, laſſen ihre Schlitten von den nahen Anhöhen
herab bis in die Dorfſtraße ſauſen, bauen Schneemänner
und fechten ihre Fehden in luſtigen Schneeballſchlachten aus.
a Die Kinder des Polen aber laſſen ſie nicht mitſpielen,
und wenn etwa mal eins von den ſechſen, die im Alter von

vier bis zwölf Jahren ſtehen, ſich in den fröhlichen Haufen
miſchen will, ſo ſtürzt der ganze Schwarm unter lautem

Geſchrei drauf los, ſtößt, ſchuppt und pufft es, bis es wei
I nend in das Haus flüchtet. Nur der älteſte, zwölfjährige

Junge, ein ebenſo kräftiger und ſtrammer wie ſchmutziger
vBengel, wehrt ſich und macht von ſeinen geſunden Fäuſten

jedesmal herzhaften Gebrauch, ſo daß nach ſolcher Fehde der
eine oder der andere von den unſern jedesmal mit blauen
oder braunen Augen nach Hauſe kommt.

„Der RadnickiJoſpeh war's!“ heißt es dann.
„Schlagt ihn wieder, wenn ihr ihn erwiſcht!“ lautet die

EGegenrede von Eltern und Geſchwiſtern.
m Mir will dieſer Kinderkrieg nicht gefallen. Er hat

etwas Verrohendes und bringt in die jungen Herzen einen
Zug von Unduldſamkeit und Härte, der ihnen in dieſenShren jedenfalls noch nicht eigen ſein ſollte. Auch tun mir

die Polenkinder zuweilen im ſtillen leid. Es wären hübſche
Kinder, alle ſechs von dem feinen, ſchlanken, geſchmeidigen

4 ſjarmatiſchen Typus, blaſſen Geſichts mit prachtvollen großen.
an Aumklen Augen. wenn Ke Rur nicht Ia etſeglich
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lkangte. Es iſt nur gerecht, daß Frankreich, was es ſelbſt betrifft,

allen den Klauſeln Reſpekt verſchafft, die ihm ſeine Sicherheit
und die Kohlenlieferungen der Ruhr garantieren. Als ich
Millerand fragte, ob die deutſche Regierung ſich unſerm Stand-
punkte anſchließen würde, antwortete mir der Miniſterpräſident
mit einem Lächeln, das geeignet war, Optimismus zu erwecken.
England iſt ſiegreich geweſen, Frankreich auch.
Sie werden ſehen. Jch habe das Vertrauen, daß alles gut ver
laufen wird.

Im gleichen Blatt ſchreibt Charles Bonnefon in ſeiner
üblichen Tonart: Ob der Vertrag gut oder ſchlecht gemacht ſei,
hat für uns nur noch hiſtoriſches Jntereſſe. Ueber einen Punkt
ſind wir uns einig: Frankreich muß vor der doppelten Gefahr,
die es bedroht, gerettet werden. Da gibt es nur ein Mittel:
Deutſchland ſchonungslos im Guten oder Böſen zu
entwaffnen. Unſer nationales Leben ſteht auf dem Spiel.
Wenn Deutſchland die Entwaffnung verweigert, muß man
Frankfurt und die Ruhr beſetzen und unſere Zoll
grengze zurückſe ten.

Kus dem Ruhrgebiet
Berlin, 7. April.

Jn Hamm iſt die Ordnung wieder voll her-
geſtellt, die Telephonſperre iſt aufgehoben. Die Lebens-
mittelverſorgung geſtaltet ſich dadurch, daß der Ankauf holländi-
ſcher Lebensmittel geſtattet wurde, günſtiger. Jn Eſſen hat
heute morgen die Arbeit in normaler Weiſe eingeſetzt. Jn den
nächſten Stunden wird auch der Eiſenbahnverkehr wieder auf
genommen werden können.
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Nationalverſammlung
Zuſammentritt am Sonnabend.

Berlin, 7. April.
Die Nationalverſammlung wird, wie wir hören, nun doch

ſchon am Sonnabend zu einer Sitzung zuſammentreten, um
über die neuen Forderungen des Gewerkſchafts-
bundes freier Angeſtelltenverbände des deutſchen Beamten-
bundes und der beiden ſozialdemokratiſchen Gruppen zu beraten.
Jm Laufe des heutigen Nachmittags hat die Regierung ſich mit
der Einberufung des Parlaments einverſtanden erklärt und der
Präſident hat daraufhin die Einberufung angeordnet.
Heute nachmittag und abend waren die Parteiführer zu einer
neuerlichen Beſprechung mit der Regierung über die Kundgebung
der am Generalſtreik beteiligten Organiſationen verſammelt.
Ein Beſchluß wurde noch nicht gefaßt. Jnsbeſondere haben ſich
die Mehrheitsſozialiſten ihre endgültige Entſcheidung für die
Fraktionsſitzung vorbehalten, die am Freitag ſtattfinden ſoll.

Das neue KReichswahlgeſetz
Der Entwurf eines Reichswahlgeſetzes vom 27. März 1920

iſt nunmehr der Oeffentlichkeit übergeben. Es beruht weſentlich
auf einer Kombination der Vorentwürfe B und C und ſieht
122 Wahlkreiſe und 21 Verbandswahlkreiſe vor. Auf je 60 000
abgegebene Wahlſtimmen ſoll ein Abgeordneter entfallen. Näher
auf den Entwurf einzugehen, erſcheint einſtweilen unnötig, da
dem Vernehmen nach unter den Parteien bereits die feſte Ab
ſicht beſteht, die neue Wahlkreiseinteilung fallen zu laſſen,
ſo daß die Wahlkreisordnung des Wahlgeſetzes für die ver-
faſſunggebende Nationalverſammlung nur inſoweit eine Aende-
rung erfahren würde, als die durch den Friedensvertrag zur
Abtretung gelangten Gebiete es erforderlich machen. Der Haupt-
unterſchied gegenüber dem Wahlgeſetz für die Nationalverſamm-
lung würde alſo in der Zuteilung eines Abgeordneten auf je
60 000 Wahlſtimmen und in der Einführung der Reichs
wahlliſte beſtehen, der die Reſtſtimmen aus den eingelnen
Wahlkreiſen zufallen.

20Die ſogenannte bayeriſche Verſchwörung
W. T. B. verbreitet:
Die Münchener „Poſt“ veröffentlicht in der heutigen Num-

mer „Dokumente der Konterrevolution“, in denen
ſie einen Beweis für das Beſtehen einer monarchiſtiſch
militariſtiſchen Verſchwörung in Bayern ſieht, die in
unmittelbarem Zuſammenhange mit der Aktion Kapps an der
d gern eines militäriſchen Staatsſtreichs in Bayern gear-

eitet habe.
Zu der Veröffentlichung dieſer Dokunente teilt das Reichs

wehrgruppenkommando 4 mit: Die „Münchener Poſt“ bringt
ausführliche Angaben über die angebliche Organiſation einer
gegenrevolutionären Verſchwörung in Bayern, die vornehmlich
von Offizieren der Eiſernen Schar Hauptmann Berthold) und
der Eiſernen Diviſion (Major Biſchoff) betrieben worden ſein
ſoll. Abgeſandte der Eiſernen Schar ſollen auch an einzelne

ſchmutzig wären! Aber hierfür kann man ſie ſelbſt ja nicht
verantwortlich machen, ſondern nur die Eltern, von denen
ſies nicht beſſer gelehrt bekommen und nicht beſſer ſehen.
Jch ſehe es ihnen zuweilen an, wie gerne ſie in der Ferne
ſtehen und zuſehen, die größeren trotzig die Hände in den
Taſchen, die kleinen verlegen den Finger im Mund, und in
ihren Augen leuchtet es von Verlangen und verhaltener
Kinderluſt. Dann tun ſie mir wirklich leid

Und ſo bin ich denn mit einem Bauern, der mir als
Dolmetſcher dienen ſollte, zum Radnicki gegangen und habe
ihn gefragt, ob er denn ſeine Kinder nicht zu uns in die
Schule ſchicken wollte. Zwar herrſche kein Schulzwang im
Lande Ungarn, und niemand könne ihn dazu zwingen, aber
gut wäre es doch, wenn die Kinder etwas lernten und mit
den anderen Fühlung bekämen. „Wenn Jhr die Kinder
polniſch unterrichten wollt“, hatte der Radnicki durch den
Dolmetſcher entgegenet, „dann will ich ſie Euch ſchicken“.

„Polniſch?“ fragte ich erſtaunt. „Das kann ich ſelber
nicht Und Jhr ſeid doch hier in einem deutſchen Dorfe,
wo Jhr Euch der Mehrzahl in Sprache, Sitten und Ge
bräuchen fügen müßt! Jhr verſteht mich, was ich meine?“

Da hatte er wieder ſein häßliches, unausſtehliches
Lachen gelacht und geantwortet:

„Nix deitſch! Gor nir deitſch!“
Und durch den Dolmetſcher ließ er dann weiter ſagen:

er ſei Pole, und ſeine Kinder ſeien Polen und ſollten's
bleiben. Die Bauern hätten ihn in die Acht getan, weil er
Pole ſei, und durch ſeine Kinder werde er ihnen am aller
weniqſten den Verſöhnungskuß geben.

„Nicht, weil Jhr Pole ſeid“, ſagte ich, „hat man Euch
geächtet, ſondern weil Jhr Euch auf krummen Wegen hier
eingeſchlichen habt! Deshalb!“

Und wieder lachte er und entgegnete:
„Nirx deitſch! Gor nir deitſchl“
Mit dem Dickkopf iſt nichts anzufangen, und uns hat

man noch Vorwürfe gemacht, weil ich mit ihm verhandelt
habe. Man ſolle die Polenbrut in ihrem Dreck erſticken
laſſen, ſagten uns die Bauern: ſie ſähen gar nicht ein.
warum die Deutſchen allewege die Waſchmeiſter der Polen
ſein ſollten Dank hätten ſie dafür doch nicht.

Jn dieſer Beziehung ſind die Bauern hart.
mit dem Herzugelaufenenl“
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„Keine
e und

Offiziere der Bayeriſchen Reichswehr herangetreten ſein. In
wieweit dies tatſächlich der Fall war, und welche Bedeutung
dieſer Fühlungnahme zuzumeſſen iſt, bedarf der Feſtſtellung.
Vorher muß von einer Stellungnahme im einzelnen abgeſehen
werden, gleichviel, was an den Veröffentlichungen der „Mün-
chener Poſt richtig iſt oder nicht. Als Tatſache wird jedoch
nur um ſo klarer hervorgehoben, daß die bayeriſche Reichs
wehr im entſcheidenden Augenblick vollſtändig in der
Hand ihrer Führer geblieben iſt und ſich keiner
geſetzwidrigen Handlung ſchuldig gemacht hat.

Das Programm des neuen Ernährungs-
miniſters

Der neuernannte Reichsernährungsminiſter Dr. Hermes
äußerte ſich über die Linien ſeines Programms, das er in Ueber
einſtimung und mit Billigung der Nationalverſammlung durch
zuführen beabſichtigt, einem der Verbrauchervertreter Groß
Berlins in den Feſtſtellungskommiſſionen in folgender Weiſe:

Als früherer Leiter der land wirtſchaftlichen Abteilung im
Reichswirtſchaftsminiſterium habe ich immer den größten Wert
darauf legen müſſen, die Förderung der landwirtjſchaftlichen Pro
duktion zu ermöglichen. In allen Fragen der Bewirtſchaftu
die eine gewiſſe Freiheit zulaſſen, will ich der Landwirtſchaft die
nachdrücklichſte Unterſtützung angedeihen laſſen. Schon in der
neuen Bezeichnung des Miniſteriums, das „Reichsminiſterium
für Ernährung und Landwirtſchaft“ ſoll, kommt zum
Ausdruck, daß wir die Sicherung der Volksernährung nicht nur
allein durch die Erfaſſung, ſondern auch durch die Mehrung der
inländiſchen Produktion anſtreben wollen. Jnſofern wird es ſich
vom bisherigen Ernährungsminiſterium unterſcheiden, als dieſes
nicht die Möglichkeit (27) der Produktionsförderung beſaß und
ihm durch Blockade und Einfuhrſchwierigkeiten die Hände ge-
bunden waren. Wir können jetzt dazu übergehen, eine ver
nünftige Produktionspolitik im ureigenſten Jntereſſe der Volks
ernährung zu treiben und mehr auf heimiſcher Scholle die Politik
der „zwei Getreidehalme“ zu führen. arunter verſtehe ich,
durch entſprechende Behandlung und Düngung des Bodens zu
verſüchen, dort zwei Halme zu gewinnen, wo bisher nur einer
wuchs. Wem das gelingt, der hat nach einem bekannten Zitat
mehr getan als der größte Staatsmann und Politiker. Für
mich ſteht alſo die Sicherung der erung im Vorder
grunde und ſie muß ihre geſunde Grundlage in der Schaffung
aller Möglichkeiten für eine vermehrte Erzeugung finden, um
das Quantum an Lebensmitteln, das wir dauernd aus dem Aus-
lande einführen müſſen, auf ein entſprechendes Maß beſchränken
zu können. Wird die Landwirtſchaft unterſtützt, kommen wir
ihr dadurch entgegen, daß wir die Gelegenheit zur Produktions-
hebung ſchaffen durch Einfuhr von Hilfsſtoffen, Herſtellung von
künſtlichem Dünger, Beſchaffung und Zuweiſung landwirtſchaft-
licher Maſchinen, Regelung der Arbeiterfragen, dann wird es ihr
möglich ſein, in umfaſſenderer Weiſe als bisher an der Löſung
der Aufgaben der Volksernährung mitzuwirken.

Dieſe Mitarbeit muß gleichzeitig getragen ſein vom feſten
Willen, alles für die behördliche Bewirtſchaftung herzugeben, was
irgendwie entbehrlich iſt. Jch halte daher daran feſt, daß nach
der Förderung der Produktion mit allem Nachdruck die Erfaſſung
der bewirtſchafteten wichtigen Lebensmittel und ihre Zuführung
im Wege behördlicher Verteilung an die Verbraucherkreiſe erfolgt.
Es kann niemand, der es mit ſeiner Verantwortung ernſt nimmt,
heute die Frage zur Erörterung ſtellen, ob die Zwangswirtſ-haft
aufzuheben ſei. Die Notwendigkeit der behördlichen Bewirt-
ſchaftung muß anerkannt werden. Der Landwirtſchaft müſſen
wir auch dadurch entgegenkommen, daß wir ihr eine vernünftig
gerichtete Preispolitik gewähren.

Werden die feſtgeſetzten Garantiepreiſe dabei für ausreichend
gehalten oder beabſichtigt man darüber hinauszugehen?

Die gacrantierten Preiſe ſind aufgebaut auf den Produk-
tionskoſtenſtand von Anfang 1920. Sie waren nach den damaligen
Verhältniſſen als eine Preisgarantie gedacht und mittlerweile
iſt eine weitere Verteuerung der Produktionsmittel eingetreten
und dem entſprechend müſſen dieſe Mindeſtpreiſe eine neue Be
rechnung erfahren. Ueber das Maß der Erhöhung kann man
heute noch nichts ſagen.

Auf die Frage: Beabſichtigt der Herr Reichsminiſter alle ſich
bei der Zwangsbewirtſchaftung bewährten Einrichtungen und be-
ſonders die Feſtſtellungskommiſſionen, ſoweit ſie als Organe der
Erfaſſung zu gelten haben, zu belaſſen? antwortete der
Miniſter:
„Jch möchte gang allgemein ſagen: Alles, was zur Durch

führung unſeres öffentlichen Bewirtſchaftungsprogramms not
wendig und nützlich iſt, müſſen wir beibehalten. Jch werde die
Frage der Feſtſtellungskommiſſion zum Gegenſtande einer ein
gehenden Beratung mit den maßgeblichen Stellen machen und der
Verbraucherſchaft die Möglichkeit der Kritik und Mitarbeit an
unſerem Programm, für das ich in den nächſten acht Tagen die
Unterlagen zuſammenſtellen laſſe, geben.

Gegenüber dieſen Auslaſſungen zur Frage der Zwangswirit
ſchaft können wir nur wiedexrholen, daß wir die Taten des neuen
Miniſters abwarten werden.

danach handeln ſie. Kein Menſch grüßt den Polen, aber
viele ſpeien aus, wenn ſie ihm auf der Gaſſe begegnen. Jch
fürchte immer, daß dieſer ſtille Krieg einmal zu einem
lauten und offenen werden könne

Der beſte Freund des Radnicki ſcheint mein alter Be
kannter Stawienski zu ſein. Er iſt faſt täglich in der
Schänke drüben, und dann ſitzen die beiden ſtundenlang bei
einander und führen die eifrigſten Geſpräche. Was ſie aber
reden, weiß kein Menſch.

Pfarrer Mathias glaubt, daß Radnicki nur ein Stroh-
mann iſt, der von einem Konſortium Ungarn und Polen
vorgeſchoben wurde, um unſere geſchloſſene deutſche Gemein-
ſchaft zu ſprengen. Das ſteht feſt, daß Radnicki ſelbſt nicht ſo
viel Vermögen hatte, um die Wirtſchaft kaufen zu können,
und daß er es daher von anderen erhalten haben muß
ob als Leiher oder als Strohmann, das ſteht dahin. Jeden
falls aber iſt es kein ſchlechtes Geſchäft geweſen, was da
gemacht worden iſt, denn trotz des tiefen Schmutzes, in den
Radnicki das ganze Anweſen verfallen läßt, geht ſeine Wirt
ſchaft vortrefflich; beſſer faſt noch als zu Frohders Zeiten,
und Ungarn und Polen aus der ganzen Umgegend haben
dort ihre Zuſammenkünfte. Die Ungarn trinken Wein, und
die Polen ſaufen Schnaps; ihre blanken Silberſtücke aber
fließen in ungezählten Mengen in Radnickis Taſche, der ſich
vergnügt ſchmunzelnd die Hände reibt.

Dagegen hat der arme Martin Peltz ſchwere Tage.
Der Fuhrwerksverkehr iſt jetzt im Winter ohnehin nicht ſo
ſtark wie im Sommer. Zwar ruht er nie völlig, nur da
ſtatt der Wagen Schlitten gehen, aber der Sommer iſt do
lebhafter. Alles jedoch, was an Schlitten kommt, hält bei
Radnicki an, und der brave Martin muß traurigen Blickes
auf die Schlittenburg ſehen, die zuweilen vor ſeines Kon
kurrenten Hauſe aufgebaut iſt, während bei ihm ſelbſt kein
einziger Gaſt im Zimmer ſitzt und kein einziges fremdes
Roß im Stalle ſteht. Die einheimiſchen Bauern aber kom
men höchſtens Sonntags mal zu einem Trunk, und davon
kann der gute Martin nicht ſatt werden oder das Zipperlein
kriegen, wie einſt der Kaſpar Frohder. Darum ſieht er
immer ſauer und mißvergnügt drein, und die Gemeinde hat
ihm verſprechen müſſen, ſein Defizit aus Gemeindemitteln

e ortiezung falgt.z

en der L
r

ahr de
leide

Deutſcht

e in der
z die Lei
de und
lle, iſt au
en, den

tung, in
erveoffizi

ng un
entla
niſchen T
tung dem
haddäus
itung der

Gefahr
reſſe“ v
deutſe
leideren

upt dem
chulte Pu

Wir hal
z zu tun,

eutſcht!
ommerzien
eiteren mo
ſchlag verſe

n der St
je einem v
puft, hat e

h nunmeh
lchen Ther

chutz à

Wie das
ndrat a. 5

r. Scholz be

ums b un
März in

ine Denkſch
eußiſchen

ezung t
einer lät:

nkſchrift k

it zweier
ſche Teilge

echt s be

ormale!
kerden. We

ſerden. D.

rer Beſcht
rechung b

teußiſche 2
olens in J

Am 29.
uh dem C
iner Erwil
id Bechwe

eiten beler

„Jch ho
dertreten de
ſeiner Kult:
Prundſatz t
niſche Stag
Vürger wa
Volkes noch

konſtitutione

ſtaatlichen
Eie, meine

zu einem f
polniſchen

ſol geſchehe

s di
Weiſpiele:

so
und es iſt
hre polo

das iſt ei
kükrare



W

Polouiſiernng des
verräter am Deutſchtum

Königl. Preußiſche Geheime Kommerzienrat
Aronſohn, Ehrenbürger der Stadt Brom-
Mitglied der verfaſſunggebenden preußiſchen Lan

Ritter pp. und Jnhaber des im ganzen

s

iammlung,t bekannten Bankhauſes M. Stadthagen,
i richtig befunden, dieſes, ſein Lebenswerk in pol

ände zu ſpielen. Aus der bisher offenen Handels
ſchaft wird eine Aktiengeſellſchaft gebildet, in welcher
niſche Bank Handlowy mit der Hälfte des Aktien-
4g beteiligt iſt. Da der bisher unbeſtritten und voll
en autokratiſche Leiter des Bankhauſes, Geheimrat
nſohn, nunmehr aus der Leitung ausſcheidet und in die

ſelbſtverſtandlich Vertrauensleute der polniſchen
n üntreten werden, dürfte es nicht lange dauern, bis
z große Bankunternehmen poloniſiert iſt. Noch ſchwer
der ſind aber die mittelbaren Folgen dieſes Ueber
es deutſchen Beſitzes in polniſche Hand. Denn wie der
rjer Poznanski“ zutreffend und triumphierend ſchreibt,

durch den Uebergang eine Breſche in die deut
Induſtrie des Netzegaus gelegt, welche in

er Verbindung mit dem Bankhaus Stadthagen geſtanden
Viele Betriebe haben Kredite oder ſonſtige Verbin-

en mit Stadthagen gehabt, und da iſt es naturgemäß,
uch ſie allmählich dem Einfluß ihrer Geldgeber unter-
n und polonjſiert werden.

Gleichzeitig mit dem Uebergang des Bankhauſes iſt auch
von Stadthagen vollkommen abhängige Gruenauer-
e vuchdruckerei, Richard Krahl, welche die „Oſt
utſche Preſſe“ herausgibt, an ein Warſchauer Kon
um übergegangen. Die Gruenauerſche Buchdruckerei,
e hier ſeit 1806 beſteht und die einzige wirklich große,
derne Druckerei in Poſen iſt, und auch durch ihre großen
tände an Papier, Schriften uſw. von allerhöchſtem
rtfür das Deutſchtum war, iſt ſo den Polen
die Hände geſpielt worden. Bis zum letzten Augenblick
en der Leiter des Bankhauſes Stadthagen, ebenſo wie der
nior-Partner der Druckerei es beſtritten, daß irgend eine
ahr des Ueberganges in polniſche Hände vorliege, und
man leider den Verſicherungen der Herren glaubte, wurde
Deutſchtum plötzlich vor die traurige Tatſache geſtellt.

in der deutſchen Preſſe Polens verbreitete Mitteilung,
z die Leitung der „Oſtdeutſchen Preſſe“ deutſch bleiben
de und man die bisherigen Schriftleiter beibehalten
le iſt auch nur eine Vorſpiegelung falſcher Tatſachen ge
en, denn der erſte Schritt der neuen Geſchäfts

tung, in welcher Herr Richard Krahl junior, preußiſcher
erveoffizier, geblieben iſt, war der, die Schriftlei-
nung unter Auszahlung von Abfindungen
entlaſſen. Es iſt geplant, die Druckerei zu einem

tung dem Profeſſqr an der Lemberger Univerſität, Herrn
haddäus Pini übertragen wurde, der auch gleichzeitig die
tung der „Oſtdeutſchen Preſſe“ übernimmt. Damit iſt
Gefahr verdoppelt worden, denn die „O ſt deutſche

reſſe“ wird nunmehr als polniſches Blatt
deutſcher Sprache erſcheinen. Was das bei
leider noch großen Verbreitung des Blattes und über

pt dem Einfluß der Preſſe auf das große, politiſch nicht
chulte Publikum zu bedeuten hat, liegt auf der Hand.
Wir haben es bei dieſen Vorgängen mit einem Geſcheh-
z zu tun, das nur als ſchlimmſter Verrat am

ſeut ſcht um bezeichnet werden kann. Der Herr Geheime
ommerzienrat, Beſitzer ungezählter Millionen, hat, um
iteren materiellen Vorteils willen, dem Deutſchtum einen
lag verſetzt, der kaum wieder gutgemacht werden kann.
n der Stadt Bromberg mit allen erdenklichen Ehren,
e einem verdienten Manne verliehen werden können, über
juft, hat er ſich nicht geſcheut, ſein Lebenswerk, von dem er
h nunmehr an ſeinem 70. Geburtstag zurückzieht, mit einer
ichen Therſitestat zu krönen.

chutz der Minderheitsrechte in Polen
Eine deutſche Abordnung in Warſchau.

Wie das „Poſener Tageblatt“ mitteilt. überreichte eine aus
drat a. D. Naumann, Paſtor Kammel, Dr. Loewenthal und

r. Scholz beſtehende Abordnung des Poſener Deutſch
iunsbundes zur Wahrung der Minderheitsrechte am

März in Warſchau dem Landtagsmarſchall v. Trampezynski
ine Denkſchrift über die an verſchiedenen Orten des ehemals
reußiſchen Teilgebietes vorgekommenen Fälle der Ver
ehung der Minderheitsrechte durch Ortsbehörden.

einer längeven Anſprache, die ſich an die Ueberreichung der
uchrift knüpfte, erklärte Herr v. Trampezynski in Anweſen
it zweier Vertreter des Miniſteriums für das ehemals preu
ſche Teilgebiet, daß er alle etwa wirklich vorgekommenen
ehtsbeugungen unbedingt verurteile. Das
ornale Recht müßte unter allen Umſtänden reſpektiert
den. Wo das nicht geſchehen ſei, müßte Abhilfe geſchaffen
deden. Den deutſchen Vertretern wurde eingehende Prüfung

rer Beſchwerden zugeſagt und baldige Anſetzung einer Be
rehung von Vertretrn des Miniſteriums für das ehemals
reußiſche Teilgebiet mit Vertretern der deutſchen Bevölkerung
Jolens in Ausſicht geſtellt.

Am 29. März überreichte die Abordnung die Denkſchrift
uch dem Oberhaupte des polniſchen Staates, Pilſudski, der in
iner Erwiderung auf die deutſchen Anſprachen, die die Wünſche
d Vechwerden der deutſchen Bevölkerung von verſchiedenen

keiten beleuchteten, ungefähr folgendes ſagte:
„Jch habe während meines ganzen Lebens den Grundſatz

bertreten daß jedes Volk Anſpruch auf Schutz ſeiner Sprache und
ſeiner Kultur durch den Staat, dem es angehört, hat. Dieſen
Lrundſatz vertrete ich auch heute noch. Der demokratiſche pol
niſche Staat will und muß die kulturellen Rechte aller ſeiner
vürger wahreg. Jch halte es für falſch, dem Unglück eines
Volkes noch die Rache hinzuzufügen. Jch bin Präſident eines
bonſtitutionellen Staates, und meine Macht, in Einzelheiten des
ſaatlichen Lebens einzugreifen, iſt vielleicht nicht ſo groß, wie
Eie, meine Herren, denken. Aber was in meiner Macht liegt,
zu einem friedlichen Zuſammenleben der beiden Nationen, der
wolniſchen und der deutſchen, im polniſchen Staate beizutragen,
ſel geſchehen.“

ein die Polen unter Freihett verſtehen. dafür zwei
eiſpiele:

„150 Jahre ben die Deutſchen zu germaniſieven verſucht
nd es iſt ihnen nicht gelungen. Wir Polen werden nur fünf
hre poloniſieren und wir werden glänzende Erfolge haben.“

o iſt ein bekannter Ausſpruch eines polniſchen

niſchen Buch Schriftenverlag auszubauen, deſſen

den Deutſchen vor. Sein Ziel iſt, die Deutſchen möglichſt
aus den preußiſchen Provinzen Weſtpreußen und Poſen her
auszubringen. Dafür zwei Beiſpiele:

Vom erſten Tage ab iſt die polniſche Sprache als
Amts ſprache eingeführt worden. 104 Jahre haben ſeiner-
zeit die Preußen verſtreichen laſſen, ehe ſie die deutſche Sprache
als Verkehrsſprache einführten. 1772 war die erſte Teilung
Polens. Am 28. Auguſt 1876 iſt in Poſen erſt das Deutſche zur
Amtsſprache erhoben und noch in den 80er und Wer Jahren des
vergangenen Jahrhunderts trugen z. B. die elektriſchen Straßen
bahnwagen der Stadt Poſen die deutſche und polniſche Aufſchrift.

Alle Fuhrwerksbeſitzer müſſen an ihren Wagen eine Namens-
tafel tragen. Sie muß auf weißem Grunde die Schrift in roten
Buchſtaben, den polniſchen Nationalfarben entſprechend, haben.
Wir wundern uns nur, daß die Polen ſtatt der ſchwarzen Tinte
noch nicht die rote Tinte eingeführt haben

Das iſt die polniſche Freiheit
Grundſätze des Bundes der Landwirte

Die „K. d. B. d. L.“ veröffentlicht folgendes Wirtſchafts
programm des Bundes des Landwirte:

Die Ernährung des deutſchen Volkes iſt heute
abhängig von der Leiſtung der deutſchen Land
wirtſchaft. Die Einfuhr von Nahrungsmitteln aus dem
Auslande erfordert bei dem heutigen deutſchen Geldwerte ſo
enorme Koſten, daß ſie das deutſche Volk nur vorübergehend zu
leiſten in der Lage iſt. Deshalb iſt erſte wirtſchaftliche Be
dingung, die land wirtſchaftlichen Verhältniſſe ſo zu geſtalten,
wie ſie die Landwirtſchaft braucht, um wieder zu ihrer
früheren Leiſtungsfähigkeit zu gelangen.

Für ſeine Tätigkeit der nächſten Zeit legt der Bund der
Landwirte daher folgende Grundſätze feſt:

1. Die wichtigſte wirtſchaftliche Aufgabe Deutſch
lands iſt zurzeit die Wiedergewinnung und Hebung der
land wirtſchaftlichen Erzeugung. Sie iſt die Vorausſetzung
und Grundlage für
Wirtſchaftslebens.

2. Um dies zu erzielen, iſt die baldige Befreiung der Land-
wirtſchaft von den Feſſeln der Zwangswirtſchaft erforder-
lich. Nur in freier Betätigung vermag die deutſche Land-
wirtſchaft die alte Leiſtungsfähigkeit zurückzugewinnen.

wirtſchaft in genügendem Umfange und zu an-
gemeſſenen Preiſen alle notwendigen Betriebs-
mittel, insbeſondere Dünge- und Futtermittel, zur Ver-
fügung geſtellt werden.

4. Ebenſo iſt dazu nötig die wirtſchaftliche Hebung des Land
arbeiterſtandes, deſſen politiſche und ſoziale Rechte ſicher-
zuſtellen ſind.

5. Die Ausgeſtaltung der Landarbeitsordnung iſt in Ein
klang zu bringen mit den allgemeinen land wirtſchaftlichen
Verhältniſſen. Hierbei muß die Berückſichtigung
örtlicher Verhältniſſe offen gelaſſen werden.
Insbeſondere iſt die Arbeitszeit den natürlichen und ört
lichen Verhältniſſen anzupaſſen,

6. Die genügende Entlohnung der landwirtſchaftlichen
Arbeitnehmer hat die Sicherung einer Preis-
geſtaltung für die landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe
zur Vorausſetzung, die die jeweiligen Unkoſten der Er-
zeugniſſe deckt und dem Landwirt eine angemeſſene
Entlohnung beläßt.

7. Nachhaltige Förderung der Anſiedlung, insbeſondere der
Kriegsteilnehmer.

8. Umfaſſende Förderung des Meliorationsweſens durch er
leichterte Gewährung von möglichſt niedrig verzinslichen
amortiſierbaren Meliorationsdarlehen an Genoſſen
chaften und Eingelperſonen.
ur Erhaltung des ländlichen Beſitzes iſt bei der Steuer

geſetzgebung die Eigenart der land wirtſchaftlichen Be
triebe und deren Leiſtungsfähigkeit zu berückſichtigen,
insbeſondere bei der Erhebung von Vermögensſteuern
und Vermögensabgaben. Starke Heranziehung
der wirklichen Kriegsgewinne und der
Revolutionsgewinne, dagegen Schonung
des Betriebskapitals.

10. Aufrechterhaltung der Ordnung und Ruhe im Reiche,
ohne die eine wirtſchaftliche Förderung nicht möglich iſt.
Sicherung von Perſon und Eigentum, ohne die die land
wirtſchaftliche Erzeugung und damit die Ernährung des
deutſchen Volkes auf das ſchwerſte gefährdet worden.
Ausſchaltung daher auch der Ausdehnung der Sozialiſie-
rungspläne auf die Landwirtſchaft. Nur dann iſt die
deutſche Landwirtſchaft in der Lage, die Ernäh-
rungsmöglichkeit des deutſchen Volkes zu ſichern,
wenn ſie unberührt von unnatürlichenEin griffen in ihre Tätigkeit, in Ruhe ihrer Arbeit
nachgehen kann. Ordnung und Ruhe können aber
nur gewährleiſtet werden von einer ſtarken
Staatsgewalt, die geſtützt auf ein wahres
Volksheer, zuſammengeſetzt aus allen Schichten der
Bevölkerung.

11. Zur Durchführung dieſer Aufgaben und zur Wieder

9.

deutſchen Oſtens ſenaet,
entſinnt ſich wohl noch

den Wiederaufbau des deutſchen

3. Um dieſe Entwicklung ſicherzuſtellen, müſſen der Land

über. Rad n zu Tat Weéſchtblos geht don Role gegen l vie die

erſtarkung der Stellung der Landwirtſchaft im Reiche, be
dürfen wir der Mitarbeit unſerer Frauen in weiteſtem
Umfange, und zwar einer Mitarbeit ſowohl politiſcher
Art wie insbeſondere auf dem großen Gebiete der land-
wirtſchaftlichen Wohlfahrtspflege.

12. Die gleichmäßige Wahrung der Rechte
aller. Berufsſtände iſt bedroht durch eine
einſeitige Bevorzugung der Gewerkſchaften. Die
deutſche Landwirtſchaft verlangt daher die
Gleichſtellung aller Organiſationen der ſchaf
fenden Stände mit den Gewerkſchaften der
Arbeiter, Beamten und Angeſtellten. Dazu fordern
wir die Schaffung einer berufsſtändigen
Vertretung in einem „Reichswirtſchaftsrat“, in
dem die Landwirtſchaft eine ihrer wirtſchaft
er Bedeutung entſprechende Vertretung
indet.

13. Der Wiederaufbau unſeres ganzen ſtaatlichen Lebens,
unſerer wirtſchaftlichen Verhältniſſe, die Wiedergeſundung
von Handel und Wandel, kann nur erfolgen, wenn
Pflichtbewußtſein, Arbeitsluſt und Unbeſtechlichkeit
wieder zur vollen Geltung in Deutſchland
kommen. Das Land muß die Quelle werden für die

Wiedererſtarkung der erſchütterten Moral in Deutſchland.
14. Wie die Landwirtſchaft im deutſchen Boden wur-

zelt, ſo tritt ſie ein für die Entwicklung eines ſtarken
Deutſchtums, weiſt zurück undeutſche Art! Sie wendet
ſich gleicherweiſe gegen die Vergewaltigungen durch den
internationalen Groß-Kapitalismus wie
gegen die Schreckensherrſchaft des Bolſchewismus.

Jn unmittelbarſter Berührung mit der Natur iſt die
Landwirtſchaft erfüllt von religiöſem
Empfinden. Sie tritt daher ein für Erhaltung
unſerer Religion, für Erhaltung der chriſtlichen Schule!

die Hearſtpreffe,
Artikeln ſchreiben, für

die er ein Honorar von etwa einer Million Mark erhält. Man
der widerlichen Hetze, die gegen Luden-

dorff und Tirpitz einſetzte wegen ihrer angeblich ungeheuren
Gewinne aus ihren Büchern. Nun haben die Unabhängigen
ihren Kautsky und die Mehrheitsgenoſſen ihren Noske, die beide
nicht daran denken, ihre beſcheidenen Honorare den Parteikaſſen
zuzuführen.

Provinz Sachſew
Die politiſche Entwicklung in Gotha

(Von unſerem ſtändigen Mitarbeiter.)
Gotha, 6. April.

Bekanntlich haben ſämtliche Abgeordneten des Landtags
mit Ausnahme der Unabhängigen ihre Landtagsmandate nieder
gelegt und ihre Liſtennachfolger werden ſich ihnen anſchließen.
Die Niederlegung d erfolgt, weil die Abgeordneten die Ueber
zeugung haben, daß die Regierung und Unab
hängigen Mitglieder des Landtags nicht ohne
Mitſchuld an den blutigen Ereigniſſen ſind,
die ſich in Gotha abgeſpiel haben Die Regierung, die ſich voll
ſtändig aus Unabhängigen zuſammenſetzt und von jeher die
kommuniſtiſche Bewegung egünſtigt hat (die
Gothaer Unabhängigen ſtehen überhaupt auf dem extremſten
Flügel ihrer Partei), hat im Landtage erklärt, daß ſie nicht
daran denke, irgend welche Konzeſſionen zu
machen und nur der Gewalt weichen würde.
Die Gothaiſche Regierung hat ſich um die Einhaltung geſetzlicher
Beſtimmungen recht wenig gekümmert und bekannt iſt, daß die
Reichsregierung erſt kürzlich Beſchlüſſe des Gothaiſchen Landtags,
welche die Regierung als Geſetz verkündet hatte, für ungültig
erklärt hat, weil Verfaſſungevorſchriften dabei nicht ein-
gehalten worden ſeien. Dieſe Entſcheidung des
Reiches hat die Regierung weder versffent-licht noch das Geringſte getan, ſie zu reſpek-
tieren, im Gegenteil, man hat Anordnungen getroffen und
Zahlungs anweiſungen erlaſſen, als ob die Geſetze gültig ſeien
und das geſchah nach der Ungültigkeitserklärung durcy das
Reich. Die Regierung hat die Zeitfreiwilligen, die auf Grund
reichsgeſetzlicher Vorſchriften gebildet worden ſind, einfach für
aufgehoben erklärt und es gewagt, die Staatsbeamten und ſogar
Kommunalbeamte zu entlaſſen und ihnen alle Zahlungen zu
ſperren, nur deshalb, weil ſie ſich für Aufrechterhaltung ver-
faſſungsmäßiger Zuſtände zur Verfügung geſtellt haben. Auch
um das Sperrgeſetz des Volksrates für Thüringen kümmert man
ſich in Gotha wenig; hat man doch in letzter Zeit, ntgegen der
Beſtimmung des Sperrgeſetzes, höhere Begmte ohne Vefragung
des Staatsrats angeſtellt, ſo z. B. Bezirksſchulräte. Das ganze
Schulweſen in Gotha in ſozialiſtiſche und kommuniſtiſche Hände
zu bekommen, war offenbar die Hauptaufgabe und Hauptziele
der Regierung. Weiter wird das Märchen verbreitet, daß die
Rätearmee nur das Ziel gehabt hat, verfaſſungsmäßige Zu
ſtände wiederherzuſtellen und verräteriſches Militär zu be-
kämpfen. Daß viele Arbeiter dieſe Auffaſſung haben, ſoll gar
nicht beſtritten werden, aber die Bekanntmachungen des roten
Vollzugsrates, die Nachrichten der „Mitteilungsblätter“, die
Erlaſſe und Bekanntmachungen aller möglichen Stellen laſſen
gar keinen Zweifel daran, daß die Führer der kämpfen-
den Arbeiter nicht den Schutz, ſondern den
Sturz der Reichsregierung beabſichtigten. Die
anſtehenden Straſverfahren werden Klarheit in dieſe Verhält-
niſſe bringen.

x

Ein Kommuniſtenſtüch
Wie uns von gutunterrichteter Seite gemeldet wird, wurde

der Landrat in Delitzſch am Dienstag abend gegen 9 Uhr
in ſeiner Privatwohnung bei Delitzſch von „Kommuniſten“ ver
haftet und wider ſeinen Willen nach Bitterfeld gebracht.
Am anderen Morgen wurde der Landrat wieder freigelaſſen.
Er begab ſich nach Magdeburg, um vermutlich hier an zu
ſtändiger Stelle Beſchwerde zu erheben.

Es iſt bezeichnend für unſere Zeit, daß gegen Beamte, die
in keiner Weiſe politiſch hervorgetreten ſind, derartige Ueber-
griffe erfolgen können. Es iſt kein Wunder, daß unter dieſen
Verhältniſſen unſere Verwaltung, die ſchutzlos der Willkür
radikaler Elemente ausgeſetzt iſt, immer ſchlechter wird. Wenn
die Regierung hier nicht energiſch durchgreift, ſo ſteuern wir
ſchließlich Zuſtänden entgegen, wie ſie zurzeit im Vogtlande
herrſchen.

x

n. Spören v. Stumsdorf, 7. April. (Neuer Pfarrer
und Superintendent.) Nach dem Weggange unſeres
bisherigen Ortspfarrers, des Konſ.-Rates D. Dr. von Rhoden,
hätte eigentlich die Gemeinde das Wahlrecht gehabt. Da jedoch
die oberſte Kirchenbehörde die Abſicht hatte, die Superintendentur
Brehna-Zörbig mit der hieſigen, reich dotierten Pfarrſtelle zu
verbinden, hatte auch ſie das Beſetzungsrecht. Vom Evangel.
Oberkirchenrat in Berlin wurde in Ausſicht genommen der Ge-
heime Konſiſtorialrat Militär-Oberpfarrer Bock in Königsberg
in Oſtpreußen. Derſelbe hat kürzlich die vorgeſchriebene Probe-
predigt und Katechiſation gehalten. Einſpruch ſeitens der
Gemeinde iſt nicht erhoben worden; ſo iſt ihm denn die Stelle
vom 1. April ab übertragen worden; doch iſt der Genannte noch
verhindert, ſie anzutreten, und auf einige Wochen beurlaubt.
Bald jedoch dürfte ſeine feierliche Einführung erfolgen.

Magdeburg, 7. April. (Generalmajor v. Grod
deck) iſt auf Anordnung des Reichswehrminiſters aus der
polizeilichen Sicherheitshaft entlaſſen worden, und zwar aus
Gründen, die in ſeinem Geſundheitszuſtand t von Groddeck
begibt ſich in das Offizier-Geneſungsheim in Alexisbad im Harz;
er hat ſeinen Aufenthaltsort den Behörden mitgeteilt und ſich
zur Verfügung des Gerichts geſtellt.

R. Gotha, 6. April. (MWandatsniederlegung der
U. S. P. -Stadtverordneten.) Jn der letzten Sitzung
der Stadtverordneten hatten die Mitglieder der U. S. P. einen
Dringlichkeitsantrag eingebracht, deſſen Dringlichkeit indeſſen
abgelehnt wurde. Die Folge war, daß die ganze Fraktion, welche
beinahe die Hälfte der Sitze inne hat, auszog und ſich in den
Schmollwinkel ſetzte. Nunmehr, haben alle Stadtver-
ordneten der U. S. P. ihre Mandate niedergelegt
und auch ihre eventuellen Liſtennachfolger veranlaßt, auf ihre
Wahl zu verzichten. Die Folge iſt, daß Neuwahlen zum
Stadtparlament ſtattfinden müſſen.

tzk. Kahla, 6. April. (Ein geriebener Gauner),
der ſich fälſchlicherweiſe als Poſtbeamter ausgab, wurde hier feſt
genommen. Unter dem Vorgeben, nach hier verſetzt worden zu
ſein und Wohnung oder einen Raum zur Unterbringung ſeiner
Möbel zu ſuchen, näherte er ſich den Leuten und bat dann um
ein Darlehn von 300 bis 400 Mark zur Einlöſung der Fracht für
Möbel. Nm ſeine Kreditfähinkeit zu beweiſen, zeigte er mehrere
Sparkaſſenbücher mit Einzahlungen bis zu 4000 Mark vor und
gab ſie auf Wunſch auch in Pfand. Auf dieſe Weiſe gelang es
ihm in zwei Fällen, von hieſigen Einwohnern 400 und 375 Mark
zu erlangen. Die ganze Sache erwies ſich als Schwindel.
ſeinem Beſitz wurden vier Sparkaſſenbücher der Sparkaſſen in
Eisleben, Wittenberg und Jenag, ein verſtellbarer r
ſowie Legitimationspapiere auf falſchen Namen und über 9
Mark Papiergeld vorgefunden. Die Eintragungen über die Ein

Eine lohnende BVeſchäftigung hat Noske gefunden. Er
Freiheit mitteilt und wir beſtätigen nun M

zahlungen in den Sparkaſſenbüchern waren gefälſcht und mit
Hilfe des Zahlenſtempels von ihm ſelbſt bewirkt worden. Wahr
ſchainlich in ar queh ſchon ig gn den Ktädden auſgetmten.



zum Lachen.

Halle, 8. April.
Das verteuerte Rauchen

Die neue Tabakſteuer iſt am 1. April in Kraft getreten.
Es wurden bereits vor längerer Zeit die Sätze bekanntgegeben,
die am 18. Auguſt 1919 von der Nationalverſammlung gebilligt
waren. Auf den Einſpruch der Tabakinduſtrie. die durch dieſe
ſehr beträchtlichen Preisſteigerungen ihre Exiſtenz ſchwer be-
roht ſah, iſt von den zuſtändigen Stellen eine erhebliche Milde-

rung der Steuergebühren in üchere Ausſicht geſtellt worden.
Obwohl die Steuer nunmehr in Kraft getreten iſt, herrſcht ſo
wohl in Kreiſen der Induſtrie wie des Groß und Kleinhandels
noch vielfach Unklarheit darüber, wie die Steuer gehandhabt
wird. Ebenſo iſt auch den Zollbehörden bisher keine entſchiedene
Verfügung bekannt geworden. Soll es mit der Tabakſteuer
gehen wie mit der Luxusſteuer, die erſt ein paar Monate ſpäter
in Kraft trat, als angezeigt worden war, die dann aber doch
für das zuerſt genannte Datum rückwirkend berechnet wurde?

Nach den Erhöhungen wird alſo eine Zigarre im Ver-
kaufspreis von 8 Pfg. 8,8 Pfg. koſten. Eine 12Pfg.-Zigarre
koſtet dann 13,2 Pfg. Eine 1-Mark- Zigarre wird ſich ſchon auf
1,80 Mark ſtellen. Die Sätze ſteigen dann bis zu 1,20 Mark für
eine 3-Mark- Zigarre und was darüber iſt, wird mit 1,60 Mark
für das Stück verſteuert. Zigaretten werden verſteuert bei
einem Verkaufspreis von 3 Pfg. 1 Pfg., bei 12 Pfg. 4,1 Pfg.
bei 20 Pfg. 8,7 Pfg., bei 25 Pfg. 11 Pfg., bei 30 Pfg. 14 Pfg.
bei 50 Pfg. 25 Pfg., über 50 Pfg. 30 Pfg.

Feingeſchnittener Rauchtabak, der das Kilo
ſeither 10 Mark koſtete, wird 18 Mark koſten, ſtatt 15 Mark
21,50 Mark, ſtatt 20 Mark 29 Mark, ſtatt 40 Mark 60 Mark,
ſtatt 60 Mark 92 Mark, ſtatt 80 Mark 124 Mark, über 80 Mark
beträgt der Zuſchlag 60 Mark. Pfeifentabak koſtet 1 Kilo-
gramm ſtatt 5 Mark 6 Mark, ſtatt 6 Mark 7,20 Mark; Tabak
von 6 bis 8 Mark erhält 2 Mark, von 10 bis 15 Mark 4,50 Mark
und über 20 Mark 9 Mark Zuſchlag. Auch Kautabake und
Schnupftabake erfahren eine Verteuerung von mehreren
Prozent.

Die meiſten dieſer Sätze ſtehen nur r dem Papier, denn
Zigarren für 8 Pfg. 12 Pfg. uſw., Zigaretten für 3 Pfg. und
Rauchtabak für 5 M. das Kilo gibt es nicht und wird es auch
ſo bald nicht mehr geben. Außerdem iſt für Zigaretten-
papier, mit Ausnahme des zur gewerblichen Verarbeitung be-
ſtimmten, ein Steuerbetrag von 10 Mark für 1000 Zigaretten
hüllen vorgeſehen.

a

Wie uns das hieſige Hauptzollamt mitteilt, iſt das neue
Tabakſteuergeſetz nebſt der Nachſteuerordnung und den ſonſtigen
Ausführungsbeſtimmungen bei den Zollſtellen einzuſehen.

Schützt unſere Truppen vor Verleumdungen
Wir erhalten folgende Zuſchrift:
Jm „Volksblatt“ werden jetzt, wie das ja auch bei einem

ſolchen Organ nicht anders zu erwarten war, widerliche Hetz-
geſchichten über angebliche Greueltaten der Truppen, die Halle
vor dem Bolſchewismus mit ihrem Blut und Leben bewahrt
haben, veröffentlicht. Mit beſonderem Behagen werden dieſe
Taten den böſen „ergzregaktionären“ Zeitfreiwilligen in die
Schuhe geſchoben, denn dieſe Einrichtung der Zeitfreiwilligen iſt
den Uzis und Sozis recht unangenehm.

Viele dieſer Beſchuldigungen werden ſich bei näherer Prü-
fung als haltlos und übertrieben herausſtellen. Um dieſe
Prüfung aber zu ermöglichen, iſt es nötig, daß diejenigen, die
über dieſe angeblichen Untaten unſerer Beſchützer etwas aus
ſagen können, dies nun nicht nur ihrem Stammtiſche oder ihrem
Kaffeekränzchen erzählen, ſondern, daß es auch in die
Oeffentlichkeit kommt. Darum ſende jeder, der etwas
zum Schutze unſerer Truppen gegen die Verleumdungen des
bolſchewiſtiſchen Organs Halles anführen kann, ſeine Beobach-
tungen an die bürgerlichen Zeitungen. Vielleicht wäre es auch
angebracht, ſie dem Garniſonkommando zuzuſtellen, das an-
ſcheinend, wie wenigſtens aus ſeinen Veröffentlichungen zu

iſt, ebenfalls Material gegen die Beſchuldigungen
ammelt.

Es iſt übrigens ſehr intereſſant zu ſehen, wie das „Volks-
blatt“, dem dieſe Berichte anſcheinend auch zugehen, ſie ver
wertet. Natürlich druckt es die Berichte nicht wörtlich ab, ſucht
aber daraus auf höchſt tiefſinnige Art und Weiſe nachzuweiſen,
wie ſehr den „militariſtiſchen Gaunern die Lügenhaftigkeit zur
zweiten Natur geworden“ iſt, nämlich folgendermaßen UnſereGenoſſen berichten, daß ſie auf Pem Flugplatz 13 Gefangene

gemacht hätten, die „militariſtiſchen Gauner“ berichten, es ſeien
dort 7 Gefangene gemacht worden. Alſo lügen ſie. Und da ſie
bei ſolchen kleinen Sachen ſchon lügen, muß daraus geſchloſſen
werden, daß ſie gar nicht mehr anders können, als die Unwahr-
heit ſagen.“ Jch meine, wenn man dieſe Art des Beweiſes auf
das „Volksblatt“ anwenden wollte, würde man zu genau dem
gleichen Reſultate gelangen. Wärs nicht ſo traurig, es wäre

Die Uniformen des Heeres und der Beamten luxusſteuer
frei. Das Reichsfinanzminiſterium hat folgendes entſchieden:
Bekleidungs und Ausrüſtungsgegenſtände für Angehörige des
Heeres und der Marine ſowie für Beamte, die infolge ihrer
dienſtlichen Stellung oder bei Ausübung ihres Dienſtes zum
Tragen von Uniform verpflichtet ſind, bleiben auch nach dem
neuen Umſatzſteuergeſetz vom 24. Dezember 1919 von der Luxus-
ſteuer befreit, wenn die Gegenſtände ſich im Rahmen der ein-
fachſten Ausführung halten und den ſämtlichen dienſtlichen Be
ſtimmungen über die ordnungs:näßige Beſchaffenheit der Be
kleidung und Ausrüſtung entſprechen. Jn den Ausführungs-
beſtimmungen zum neuen Luxusſteuergeſetz vom 24. Dezember
1919 wird auf Grund des S 16 des Geſetzes die gleiche Regelung
getroffen werden, wie ſie durch Bundesratsbeſchluß vom 26. Ja
nuar 1919 (Zentralblatt für das Deutſche Reich S. 26) durch Er
gänzung. der 85 7 und 17 der Ausführungsbeſtimmungen zum
Geſetz vom 26. Juli 1919 eingetreten war.

Vereinigung ehemaliger Angehöriger des Landwehr-
Jnf.Negts. Nr. 36. Am 27. März, einem Gedenktage, welcher
jeden alten 36er vom Landwehr- Regiment an das „Pflaumen-
wäldchen“ bei Mavthéville erinrert, fand die erſte Zuſammen
kunft einer Anzahl alter 36er Landwehrleute im „Schultheiß“
(Poſtſtraße 5) ſtatt, und von ihnen wurde eine Vereinigung ge
gründet mit dem Ziele, die alte brüderliche Kameradſchaft, die
ſie alle da draußen in der langen Zeit des Krieges in ſo manchen
ſchweren Tagen innig verbunden hat, zu pflegen als beſtes
Kleinod, das ſie aus dem Felde mit nach Hauſe brachten. Die
Vereinigung vermeidet die Formannahme eines Kriegervereins.
Jede politiſche Betätigung in ihr iſt ausgeſchloſſen, das ſei aus
dröcklich betont. Alle Schranken fallen fort. Gleichgültig, ob
einſt Offizier oder Wehrmann, gleichgültig ob politiſch rechts
oder links ſtehend! Jn ihren gemütlichen Zuſammenkünften
gilt nur der alte liebe Kamerad. Die nächſte Zuſammenkunft
findet am Montag, den 12. April, abends um 7 Uhr (pünktlich)
im „Schultheiß“ Poſtſtraße 5) ſtatt und jeder alte Bruder, der
früher in Marchéville, Loupmont, le Mont, Montſec und in
den Wäldern bei Apremont gehauſt hat und zum Landwehr-
Jnf.-Regt. Nr. 36 gehörte, wird herzlich willkommen geheißen.
Weitere Auskunft erteilen und Beitrittserklärungen nehmen
entgegen der 1. Vorſitzende, Kantinenpächter Bruno Freitag
(Reilſtraße 128, Kaſ. I), der 1. Schriftführer, Pfleger Guſtav
Kaſpar (Landesheilanſtalt Nietleben) und der 1. Kaſſierer,
Buchhalter Alex Borchart Königſtraße 73.
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Hekrügerin, die es in der Tracht einer
tanden hat, mehrere Perſonen um erhebliche Werte zu ſchädigen.

Hilfe gefälſchter Papiere erhielt die Schwindlerin, die als
Frau v. Güldenſtein aufzutreten pflegte, eine Stellung im
Empfangsausſchuß für heimkehrende Kriegs- und Zivil-
internierte. In dieſer Eigenſchaft betrog ſie die Heimkehrer um
viele tauſend Mark; eine Familie, die aus Indien zurückkehrte,
verlor allein 170 000 M. FJn Berlin gab ſie gleichfalls mehrere
Gaſtrollen und verſtand durch ihr vornehmes Auftreten und
unter dem Vorgeben, vorzügkiche Geſchäftsverbindungen zu
haben, mehrere Geſchäftsleute um wertvolle Waren zu betrügen;
unter anderem fielen der Betrügerin Pelzmäntel und Juwelen
von hohem Werte in die Hände. Man ſehe ſich alſo vor, wenn
ſie etwa auch in hieſiger Gegend auftreten ſollte.

Beſchlagnahmt wurden in der Zeit vom 1. bis 31. März
1920 durch die bei der Polizeiverwaltung eingerichtete Wucher
ſtelle und die Eiſenbahnüberwachungsbeamten folgende im
Schleichhandel erworbene Gegenſtände: 28 Pfund Butter,
23 Pfund Margarine, 24 Pfund Schmalz und Talg, 31 Pfund
Hammelfleiſch, 129 Pfund Kalbfleiſch, 300 Pfund Pferdefleiſch,
618 Pfund Rindfleiſch, 486 Pfund Schweinefleiſch, 30 Pfund
Ziegenfleiſch Eigentümer unbekannt), 44 Pfund Eingeweide,
803 Pfund Wurſt, 110 Pfund Speck und Schinken, 1922 Pfund
Mehl, 279 Pfund Mohn, 300 Pfund Gerſte, 148 Pfund Rübſen,
783 Pfund Zucker, 2116 Pfund Kartoffeln, 1 Rinderhaut, 1 Pferde
haut. Die beſchlagnahmten Waren wurden, ſoweit von den zu
ſtändigen Behörden nicht anderweit über ſie verfügt war, dem
Stadternährungsamt und dem Kriegsbrotausſchuß hier über-
wieſen. Ueber die anderen Waren haben die Strafverfolgungs
behörden oder die zuſtändigen T hoſtelten zu verfügen.

„Humor bei Löns“. Wilhelm Hochgreve, der am
nächſten Sonnabend im „Mozartſagal“ eine Ausleſe aus Hermann
Löns' Werken zum Vortrag bringt, wird in den uns vorliegen-
den Preſſeſtimmen als ein höchſt talentierter Vortragskünſtler
und Meiſter der Sprache und Mimik bezeichnet. Löns' Figuren
aus dem Menſchen und Tierreich weiß er geradezu plaſtiſch zu
geſtalten. Karten bei H. Hothan.

Heinz Steinberg, ein in Süddeutſchland ſehr bekannter
und beliebter Vortragskünſtler, der von Publikum und Preſſe
neben Salzer und Plaut als beſondere Klaſſe für ſich anerkannt
iſt, wird auf ſeiner erſten Vortragsreiſe durch Norddeutſchland
auch in Halle am 14. April im „Mozartſaal“ einen „Heiteren
Abend“ veranſtalten. Karten bei H. Hothan.

Familien- Nachrichten
Verlobungen: Dora Grünewald und Johannes Dix.

Dora Dehne und Willi Jakob. Cläre Löſche und
Rudolf Schumann.

Todesfälle: Am 6. April Max Denkewitz. Am 5*. April
Helene Hohl im 58. Lebensjahr. Am 5. April Hugo
Meißner im 14. Lebensjahr. Am 5. April Cläre Valen-
t in geb. Stein.

J Sporkboriehte
Der V. f. L.-Halle in Süddeutſchland. Ueber die beiden

Spiele unſeres Mitteldeutſchen Meiſters in Süd-
deutſchland wird uns geſchrieben: Jn Stuttgart ſowohl wie
in Karlsruhe traten die Hallenſer mit folgender Mannſchaft
an: Tor: Tannenberg; Verteidiger Elsner, Huth;Läufer: Burghardt, Ehlicker, Poppe; Stürmer: Köcſte,
Zſchenker, Förderer, Vorkauf, Teudloff. Um die Läuferreihe nicht
zu ſchwächen, war Elsner für Hankel, der aus geſundheitlrchen
Gründen nicht an der Reiſe teilnehmen konnte, eingeſprungen.
Jn Stuttgart hatte der V. f. L. gleich vom Anſtoß an mehr vom
Spiel, und Zſchenker kann einen vom Torwärter abprallenden
Ball zum erſten Tor einlenken. Verſchiedentlich hat Halle gute
Torgelegenheiten, aber zählbare Erfolge werden niht mehr
erzielt. Ein ſchönes Tor Förderers, der der beſte Mann auf
dem Felde war und einen geradezu glänzenden Tag hatte, und
beſonders durch prächtiges Ballabgeben nach den Flügeln auf-
fiel, wurde angeblich wegen abſeits nicht gegeben. Dann kam
Stuttgart ſehr auf und bleibt bis zur Pauſe überlegen. Zwei
gute Schüſſe ſind der wohlverdiente Erfolg für überlegenes
Spiel. Nach der Paufe iſt aber Halle wieder in Front. Die
Halleſche Mannſchaft ſpielte wie aus einem Guſſe und hatte ſich
durch gutes, faires Spiel ſchnell die Sympathien der mehr als
7000 Zuſchauer „erworben, die die Hallenſer zu immer beſſeren
Leiſtungen anſpornten. Durch Vorkauf fällt bald der Ausgleich,
und 10 Minuten vor Schluß kann Körſte das ſiegende Tor er-
ringen. Halle hatte den Sieg verdient und war im Zuſammen
ſpiel beſſer als Stuttgart. Jn Karlsruhe hatte unerhörter
Regen den Boden ſo weich gemacht, daß das Spiel der Mann-
ſchaften ſehr darunter litt und auch die Hallenſer nicht das gute
Spiel wie am Karfreitag in Stuttgart vorführen konnten. Trotz
dem überbot ſich die Halleſche Elf auch hier, denn ſie war dem
gefürchteten Gegner nicht nur ebenbürtig, ſondern zumeiſt über-
legen. Der ſchlüpfrige Boden hinderte vor den Toren am
Shießen, ſo daß manche gute Gelegenheit unausgenutzt blieb.
Beſonders in der erſten Halbzeit war Halle hervorragend.
Tannenberg war, wie ſchon im erſten Spiele, vorzüglich, und auch
die beiden Flügelſtürmer Teudloff und Körſte beſtachen durch ihr
gutes Spiel. Jn der Läuferreihe, die an beiden Tagen das
Rückgrat der Mannſchaft war, wußte beſonders Burghardt durch
ſchnelles, energiſches Spiel zu gefallen. Das einzige Tor fiel
durch Vorkauf, der eine gute Vorlage verwandeln konnte. Auch
dieſem Spiele wohnten annähernd 7000 Zuſchauer bei. Der Sieg
der Hallenſer gewinnt noch dadurch an Bedeutung, daß die beſte
Mannſchaft Norddeutſchlands, der Sportverein 88, Ham-
burg, am 1. Feiertage gegen K. F. V. nur 0 0 ſpielen konnte.
Jedenfalls hat die Oſterreiſe des V. f. L. gezeigt, daß er der
beſten ſüddeutſchen Klaſſe ebenbürtig iſt und den heimiſchen und
mitteldeutſchen Fußballſport würdig vertreten hat.

sr. Jnternationales Fußball-Turnier in Leipzig. Anläßlich
eines 25jährigen Beſtehens veranſtaltete der Sportklub Wacker-
Leipzig ein internationales Fußball-Turnier, das bei gutem
Wetter und ſehr gutem Beſuch nachſtehende Ergebniſſe brachte:
1. Tag: Wacker gegen Young Fellows Zürich 1:4, Leipziger
Ballſpielklub gegen V. f. L. Hannover 3: 0. 2. Tag: Wacker gegen
V. f. L. Hannover 6 3, Young Fellow Zürich gegen Leipziger
Ballſpielklub 1: 1, nach Spielverlängerung 2: 2. Die Ent-
ſcheidung zwiſchen dem Züricher und dem Leipziger Ballſpiel-
klub ſollte am 3. Feiertag ausgetragen werden. Außerdem ſiegten
im Hockeyſpiel Wacker-Leipzig gegen Teutonia-Chemnitz mit
6 0 und die Damenmannſchaft des Veranſtalters gegen die
Damen des Leipziger Ballſpielklubs mit 3 0.

Städtewettkampf Halle Erfurt Leipzig im Kunſtturnen.
Die Halleſche Turnerſchaft veranſtaltet am 25. April, nachmittags
2 Uhr, in der Turnhalle des Stadtgymnaſiums in der Louiſen
ſtraße einen Städtewettkampf im Kunſtturnen zwiſchen den
Turnerſchaften Erfurt-Halle-Leipzig. Jede Mannſchaft beſteht
aus 10 Turnern.
Turner zu dem Wettkampfe antreten laſſen, ſo darf man auf
einen ſchweren Wettkampf gefaßt ſein.

Wettſchwimmen im Stadtbad. Am Sonntag, den 11. April,
nachmittags 334 Uhr, werden ſich der Neue Leipziger Schwimm-
verein und unſer Halleſcher S.-V. von 1902 im friedlichen Wett-
kampfe im Stadtbad meſſen. Neben den einzelnen Schwimmen
für Damen und Herren verſprechen beſonders Mannſchafts-Wett-
kämpfe ſpannende Rennen. Den Höhepunkt werden die Wett-
kämpfe im Waſſerballſpiel erreichen. Der Neue Leipziger
Schwimmverein beſitzt eine vorzügliche, wenn nicht die beſte
deutſche Waſſerballmannſchaft. Erſt kürzlich konnte ſie die her
vorragende Mannſchaft des Schwimmvereins „BoruſſiaSileſia“
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Da die einzelnen Städte die beſten ihrer
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Bruttogewinn einſchließlich des Vortrages von 1918 het
129 505,17 Mk. Der nach Abzug von Abſchreibungen in
von 53 691,57 Mk. verbleibende Ueberſchuß ſoll wie folgt ver
werden: Rücklage in den Reſervefonds 3 888,42 Mk., 4 Pro
Dividende 50 000 Mk., Dispoſitions- und Delkrederefondg
Mark, Gratifikationen an Vorſtand und Beamte 6000 Mk.
amten und Arbeiterunterſtützungsfonds 6310 Mk. Vortrag
neue Rechnung 4120,18 Mk. Die in jedem Betriebe ſich bem
bar machenden Folgeerſcheinungen der Revolution haben
den Betrieb der Geſellſchaft ungünſtig beeinflußt. Dauer
Brennſtoffmangel und mangelhafte Arbeitsleiſtung, ſtänh
Steigen der Löhne, Kohlen, und Materialienpreiſe haben
ſtarkes Anziehen der Produktionskoſten verurſacht. Für
neue Geſchäftsjahr laſſen ſich noch keine Vorausſagen mache

Zörbiger Kreditverein, Kommanditgefellſhe
auf Aktien. Das vergangene Jahr hat wiederum ein
friedenſtellendes Ergebnis gebracht. Aus dem Reingen
ſollen 10 Prozent Dividende verteilt werden. Auf neue Rechm
werden vorgetragen 8524,18 Mk. Die Dividenden betrugen
1909 bis 1918: 9, 9, 9, 9, 8, 6, 8, 8, 5, 9, 9 Prozent.

Einkommenſteuergeſetz. Das von der Nationalverſqn
lung beſchloſſene Einkommenſteuergeſetz vom 29. März 162
im Reichsgeſetzblatt Nr. 57 veröffentlicht worden.

Berliner Börſenberichte
Börſenſtimmungsbild. Die Börſe ließ im Hinblick auf

Ungewißheit der weiteren Entwickelung der politiſchen 9
größere Zurückhaltung als geſtern erkennen. Das Geſt
bewegte ſich in weſentlich engeren Grenzen als geſtern.

wiſſe Werte jedoch trat aus beſonderen Gründen lebhaftJnereſe hervor, was zu lebhaften Kursſteigerungen

Die Hoffnung auf ſchnelle Herſtellung des Friedens im R
revier hatte die Kaufluſt für gewiſſe rheiniſche Werte zur do
Beſonders wurden hiervon Phönix, Deutſch-Luxembutg
Bochumer Gußſtahl und Rheiniſche Braunkohlen begünß
Stark begehrt waren ferner oberſchleſiſche Hüttenwerte,
denen Oberſchleſ Eiſenbahnbedarf 22 Proz. gewannen.
Elektrizitätsaktienmarkt ſtiegen Felten Guilleaume erhett
auf angeblich ſchwebende geſchäftliche Transaktionen.
troleumwerte ſetzten ihre Steigerung fort, namentlich Deuſ
Petroleum, die über 86 Proz. gewannen. Schiffahrtsat
waren kräftig gebeſſert mit Ausnahme der bereits geſtern ſag
in die Höhe geſetzten Paketfahrtaktien. Valutawerte ſtell
ſich niedriger in Zuſammenhang mit der Beſſerung des Ma
kurſes, und aus demſelben Grunde waren Kolonialwerte m
nicht behauptet. Nur Schantungbahnaktien wurden zu bedeute
erhöhtem Kurſe gekauft auf unkontrollierbare Gerüchte
ſchwebenden Verhandlungen mit Japan. Mexyxikaniſche Anleihe
verloren etwa 20 Prozent. Deutſche Anleihen behaupteten ihr
Kursſtand. Oeſterreichiſche und ungariſche Anleihen wurd
kaum umgeſetzt.

Produktenbericht. Am Produktenmarkt erfuhr das Hof
geſchäft bei andauernder Zurückhaltung der Käufer keine v
lebung. Auch im Verkehr mit Hülſenfrüchten blieb es
Lupinen ließen Neigung zu Abſchwächung erkennen. Eben
Serradella. Heu blieb kaum behauptet im Preiſe. Stroh
unter ſtarkem Angebot. Futterſchnitzel gaben unter große
Angebot nach. Wetter: bedeckt.

Deviſen-Notierungen:
Berlin, 7. April
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Mitteld. Kreditbank 147. Sangerhäuser Maseh.

Privat- Bank 164.50 Hugo Schneider u. CoNationalbank 145. Schuckert u. Co.
Oesterr. Kredit 122, iemens u. HalskeoReichsbank 126, Ztottiner 9 tIndustrie- Aktien tot erper Muſn.:
r ne 357 Strals. SpielartenAnilin r a A.Aiigem. Elektr.-Ges. 442, i cAmmendorfer Papierf. r Priptis- Akt. Ges.
Anhalter Kohlenw. 320 ürkische Tabakregie
Annaberger Steingut. 362, er. Köln-Rottwoeiler
Badische Anilin 878 Glanzatoft Elbert.Bergmann -BElekt. Akt. 287.50 Wegelin u. Kübnerßer Masech. Bau 385. Wersech.- Welssent. Brk.
Bismarckhütte 456. Westeregein- AlkaliBochumer GuBstahl 383 Wittener Gugstahl
Chem. Fabrik Buckan 210, Wrede-Malzerei
Chem. Griesheim 329. Zeitrer Mase h.
Chem. v. Heyden 510, Zeiistott Waldhot 330Consolidation Schalke 500, ötavi-Minen 123.erkabr Taimler-AMotoren 344.50Deutseh-Luxemburg 374. Tendenz fest

aup eiter: Helmut Böttcher.Hauptſchriftleit BöVerantwortlich für Politik: Helmut Böttcher; für politiſche Nachrichten vo
wirtſchaft und Sport: Hans Heailing; für den geſamten übrigen redaktione

Teil: Erich Sellheim.Angeigenteil: Paul Kerſten; ſämtlich in Halle a. S.
tto Vteoko, Buch und Kunſtdruckeret, Verlag der Halleſchen Zeitung Hal
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